


EDITORIAL IMPRESSUM

Liebe Kinder,

es war einmal ein Grünkäppchen, dessen vegan le-
bende Oma sehr hungrig war. Um ihren Hunger zu stil-

-
tigen Tram. Am Fahrkartenautomat bemerkte es, dass es 
das Beförderungsentgelt nicht entrichten konnte, denn 
für das Deutschlandstipendium wurde es trotz seiner so-
zialen Kompetenzen abgelehnt. Der Oma blieb nichts an-
deres übrig, als in die Mensa zu gehen, da die erhoffte 
Waffellieferung die Hungerfront nie erreichte. Leider be-
schränkte sich das vegane Angebot an diesem Tag auf fet-
tige Pommes-Frites, die im besten Falle durch Einsatz als 
Biomasse zum Vorantreiben der Energiewende geeignet 
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wären. In ihrer Ver-

sie, aus recyceltem 
Klopapier ein Segel-
schiff zu bauen, um 
in die neue Welt über-
zusetzen. Dort woll-
te sie mit zerrissenen 
Jeans und Blumen in 
den Haaren durch San 
Francisco schlendern 

und nebenbei die anstehende Präsidentschaftswahl für 
sich entscheiden. Da sie kaynerlei Navigationskenntnisse 
besaß, landete sie im sonnigen Mexiko. Dort angekom-
men und immer noch im Glauben, San Francisco erreicht 
zu haben, meldete sie sich als Kandidatin zur Präsident-
schaftswahl an. Sie erzielte einen fulminanten Erfolg und 
musste als neue Präsidentin die Landessprache erlernen. 
Zu ihrer Überraschung war dies Spanisch, welches weder 
ihre Mutter- noch ihre Vatersprache war. Beim Erlernen 
machte sie eine erschreckende Entdeckung...

EUER GRÜNKÄPPCHEN.



Die Mensa am Adenauerring ist die größ-
te Mensa in Baden-Württemberg – etwa 9000 
Mahlzeiten werden hier tagtäglich gekocht 

eine Vielzahl an Gerichten – doch was steckt 
in den Gerichten tatsächlich drin? Was ist aus 
ökologischer Sicht sinnvoll und was eine klei-
ne Klimakatastrophe?

Verschiedene Studien beziffern den Anteil 
der Ernährung am Ausstoß klimaschädlicher 
Gase um die 20%. Einen erheblichen Anteil 
daran hat die Herstellung von tierischen Pro-
dukten, die enorm energieaufwändig ist: Man 
braucht enorme Mengen Getreide und Was-
ser, um Fleisch zu produzieren. Durch den 
Verzicht auf Fleischprodukte wird rund die 
Hälfte der Emissionen eingespart. Wer sich so-
gar vegan ernährt, also auch auf Milchproduk-
te und Eier verzichtet, spart sogar 90% der Kli-
magase ein.

In der Mensa am Adenauerring werden 
in der Regel täglich acht verschiedene, voll-
wertige Gerichte angeboten; drei davon sind 

vernünftiges Angebot. Durch das Karotten-
symbol lassen sich die vegetarischen Gerich-

Menschen mit Laktoseintoleranz hingegen tun 
sich schwerer mit der Suche nach einem voll-
wertigen Mittagessen. Das Symbol für vegane 
Gerichte und Komponenten ist die Getreide-
ähre.

oft aber nur bei den Beilagen. Eine vollwertige 
-

mal pro Woche. Aus Rücksicht auf Menschen, 
die ihre Bedürfnisse ohne die Aufzucht von 
Tieren stillen wollen, fordert die Grüne Hoch-

schulgruppe (GHG), dass stets eins der drei 
vegetarischen Gerichte vegan angeboten wird. 
Schließlich ist es nicht so, dass diese Gerichte 
ausschließlich von Veganern gegessen würden 
– Angebote wie die Chinapfanne kommen bei 
allen Studierenden gut an und sind obendrein 
oft die günstigeren.

Ein derart vielfältiges Angebot ist natürlich 
nur dann sinnvoll, wenn die Studierenden gut 
informiert werden. Die Kennzeichnungen der 
Gerichte waren in der Vergangenheit oftmals 
fehlerhaft oder nicht vorhanden. Der Arbeits-
kreis Ernährung der GHG steht mit der Men-
saleitung in regelmäßigem Kontakt, um unter 
anderem auf diese Problematik hinzuweisen. 
Unsere Gespräche haben durchaus Früchte 
getragen – viele Kennzeichnungen wurden 
überprüft und korrigiert.

Bei einigen vegetarischen Gerichten (z.B. 
Nudeln) wurde die Hauptkomponente, so sie 
denn vegan ist, auch als solche gekennzeich-
net – mit dem Zusatz „auf Wunsch mit Reibe-
käse“.

-
ten bei Eintopfgerichten treffen kann, geht auf 
eine Anregung unseres AK Ernährung und der 
„Initiative Vegane Mensa“ zurück. Da sich die 
Mensaleitung in diesen Punkten sehr koope-
rativ zeigt, sind wir optimistisch, in Zukunft 
noch weitere Verbesserungen erreichen zu 
können. Wer auf eine biologische Erzeugung 

geringes Angebot: Alle Nudeln und zum Teil 
Reis tragen das EG-Biosiegel. Eine schon et-
was ältere Initiative der GHG hatte das Ziel, 
Bio-Eier in der Mensa einzuführen, und konn-
te zumindest einen Teilerfolg erzielen: Die 

MENSAESSEN



Eier kommen seit einigen Jahren von Hüh-
nern aus Freilandhaltung.

Zu Beginn des Sommersemesters wurde 

umgestellt. Dahinter verbirgt sich eine Marke, 
die bei der Aufzucht und Haltung der Tiere hö-
here als die gesetzlich vorgeschriebenen Kri-
terien anlegt. So wird beispielsweise keine Si-
lage verfüttert, sondern eine Futtermischung, 
die eher dem natürlichen Futter der Tiere ent-
spricht. Auch die Haltungsbedingungen sind 
besser. Zudem kommt das Fleisch aus Baden-
Württembergischen Betrieben. Wir begrüßen, 
dass die Mensa mit diesem Projekt im Bereich 

hat und nun außerdem ein regionales Produkt 
bezieht. Wir fordern zwar eine Verringerung 
des Fleischkonsums, andererseits stehen wir 
aber auch für den Grundsatz, nicht die billigs-
ten, sondern ökologisch vorteilhafte Produk-

te zu verwenden. Es sollte allen Mensabesu-

eine weitaus negativere Klimabilanz hat und 
die Tiere im Alter von nur zwölf Monaten ge-
schlachtet werden.

Um ein umfassenderes Bild über die in der 
Mensa angebotenen Gerichte erstellen zu kön-
nen, hat sich unser Team als Ziel gesetzt, die 
Studierenden besser darüber zu informieren, 
was in der Mensa denn eigentlich genau auf 
dem Teller landet. Viele Menschen haben aus 
den unterschiedlichsten Gründen ein Interes-
se daran, ein bisschen genauer zu erfahren, 
was sie essen: Menschen, die aus ethischen 
oder gesundheitlichen Gründen auf Fleisch 
oder tierische Produkte im Allgemeinen ver-
zichten, Menschen mit Nahrungsmittelunver-
träglichkeiten, Menschen, die sich nach religi-
ösen Vorschriften ernähren oder ganz einfach 
Menschen, die neugierig sind und sich infor-

mieren wollen. Für all jene haben wir 
in den letzten Monaten Informationen 
über eine Auswahl an Mensagerichten 
zusammengetragen und in einer In-

Sie informiert einerseits über Zutaten 
sowie Nähr- und Brennwertgehalt der 
Gerichte, andererseits über ihre ökolo-
gische Bilanz. Bei der Beschaffung der 
Rezepte und Produktinformationen 
konnten wir auf die Kooperation der 
Mensaleitung zählen.

TOBIAS BACH

bit.ly/vebu_veggietag

klimabuendnis-koeln.de/ernaehrung

bit.ly/EU_Studie_Treibhausgas



DAS MÄRCHEN VOM SOZIALEN STIPENDIENWESEN

Seit dem 1. Oktober 2011 werden am KIT 
86 Studierende im Rahmen des so genann-
ten Deutschlandstipendiums gefördert [1]. 
Diese Studierende erhalten ein Jahr lang, un-
geachtet des Einkommens ihrer Eltern, 300 
Euro pro Monat, wobei jeweils die Hälfte 
dieser Summe aus dem Haushalt des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) bzw. von privaten Geldgeber_innen
kommt [2]. 

In Bezug auf seine Finanzierung unter-
scheidet sich das Deutschlandstipendium da-
mit grundlegend von dem bisherigen staatli-
chen Stipendiensystem, dessen Finanzmittel 
gänzlich von staatlicher Seite kommen. Ne-
ben der Finanzierung unterscheiden sich die 
beiden Stipendiensysteme, welche nun ne-
beneinander existieren werden, auch in der 
Art und Weise, wie die Auswahl der zukünfti-
gen Stipendiat_innen erfolgt. Während beim 
Deutschlandstipendium die Gremien der 
Hochschulen die Auswahl der Stipendiat_in-
nen übernehmen, sind beim bisherigen Sti-
pendiensystem die zwölf Begabtenförderwer-
ke [3] für die Auswahl der Stipendiat_innen 
verantwortlich. Die Kriterien, anhand derer 
die Auswahl der Stipendiat_innen erfolgen 
muss, sind hierbei vom Gesetzgeber vorgege-
ben. Bei beiden Stipendiensystemen stellt die 
Leistung das primäre Auswahlkriterium dar. 
Die soziale Situation der zu Förderenden oder 
ihr gesellschaftliches Engagement sind zweit-
rangig [2]. Da die Begabtenförderwerke meist 
eine bestimmte politische Prägung besitzen, 
wird von den zukünftigen Stipendiat_innen 

des jeweiligen Begabtenförderwerks verlangt 

Euro in das staatliche Stipendiensystem in 
Form von Zuwendungen an die Begabtenför-
derwerke, während das Deutschlandstipen-
dium im gleichen Jahr mit 10 Millionen Euro 
bedacht wurde [5]. Für die erste Vergaberun-
de des Deutschlandstipendiums visierte das 
BMBF an, dass 0,45% aller Studierenden ge-
fördert werden [1]. Der weitere Plan ist, dass 
„[b]is zu acht Prozent aller Studierenden (ca. 
160.000) an deutschen Hochschulen [...] mit-
telfristig” [6] ein solches Stipendium erhalten. 

In Deutschland beziehen ca. 

29% aller Studierenden BAFöG 

und 2% ein Stipendium

-
ziellen Aufwendungen für das Deutschland-
stipendium in den nächsten Jahren verviel-
fachen. Im Vergleich zu den Kosten für die 
beiden Stipendiensysteme wirken die staat-
lichen Ausgaben für das Bundesausbildungs-
förderungsgesetz (BAFöG) mit 1,5 Milliarden 
Euro im Jahre 2011 hoch [7]. Hierbei muss 
aber bedacht werden, wievielen bzw. welchen 
Studierenden, die jeweiligen Fördermaßnah-
men zugute kommen. In Deutschland bezie-
hen ca. 29% aller Studierenden BAFöG und 
2% ein Stipendium [8], wobei bei dieser Zahl 
auch Stipendien von privaten Geldgeber_in-
nen berücksichtigt worden sind. Während die 
BAFöG-Förderung generell allen Studieren-
den offen steht und sich die Förderhöhe le-
diglich anhand sozialer Kriterien errechnet, 
handelt es sich bei den geförderten Stipendi-
at_innen mehrheitlich um Studierende, de-
ren Eltern bereits mindestens eine Fachhoch-
schulreife vorzuweisen haben [9]. Darüber 



hinaus erhalten 42% der mit Stipendien geför-
derten Studierenden lediglich das so genann-
te Büchergeld [10], welches ungeachtet des 
Elterneinkommens ausgezahlt wird. 

Am KIT entscheiden die bei-

den Präsidenten darüber, wie-

viele Stipendien die jeweiligen 

Fakultäten vergeben dürfen

Ein Grund für diese Asymmetrie ist wohl 
in der Gewichtung der Auswahlkriterien zu 

-
den leichter gute Noten im Studium vorzuwei-
sen, wenn er/sie keinem Nebenjob nachgehen 
muss. Im Zuge des deutschen Stipendien-
systems werden also zu einem großen Teil 
privilegierte Studierende gefördert, deren 

-
wendungen sichergestellt wäre. Solange die 
Auswahlkriterien des BMBF vom Primat der 
Leistung bestimmt sind, werden die redlichen 
Bemühungen einiger Begabtenförderwerke 
soziale Kriterien stärker bei der Auswahl der 
Stipendiat_innen zu berücksichtigen, letztlich 
erfolglos bleiben. Dabei zeigt sich im europä-
ischen Vergleich, dass die Bundesrepublik zur 
Durchsetzung von wahrer Bildungsgerechtig-
keit eine stärker an sozialen Kriterien orien-

-
chen könnte [11].

Der wichtigste Unterschied zwischen dem 
Deutschlandstipendium und den von den Be-
gabtenförderwerken vergebenen Stipendi-
en, stellt die Finanzierung dar. Da das BMBF 
die Stipendien, die die Begabtenförderwerke 

-
se weitestgehend an die Vorgaben von die-

sem halten. Beim Deutschlandstipendium 
liegt daher der Verdacht nahe, dass die priva-
ten Geldgeber_innen gemäß dem Grundsatz 

der Vergabe der Deutschlandstipendien mit-
reden möchten. In der Tat war sich auch die 
schwarz-gelbe Bundesregierung bewusst, dass 
dieser Eindruck entstehen könnte, weswegen 
das Gesetz zur Einführung des Deutschland-
stipendium vorsieht, dass das Auswahlverfah-

-
me der privaten Mittelgeber auf die Auswahl 
der zu fördernden Studierenden ausgeschlos-
sen ist.“ [12]. An der gleichen Stelle des Ge-

setzestext, erlaubt der Gesetzgeber aber aus-
drücklich, dass private Mittelgeber_innen 
mit beratender Stimme an den Sitzungen der 
hochschulinternen Auswahlkommissionen 
teilnehmen können, wenn die Hochschule 
dies in ihrer Auswahlsatzung für das Deutsch-
landstipendium vorsieht [12]. Warum aber 
sollten Personen beratend an Sitzungen von 
Auswahlkommissionen teilnehmen wollen, 
wenn ihr Rat sowieso nicht berücksichtigt wer-

-

Quelle: [flickr -Nutzer chris-sy]



len würde? Das KIT sieht in seiner Auswahlsat-
zung vor, dass bis zu drei Vertreter_innen von 
privaten Geldgeber_innen an den Sitzungen 
der Auswahlkommissionen teilnehmen dürfen 
[13]. Es ist für die teilnehmenden Vertreter_
innen sicherlich möglich die Entscheidung 

-
dem beispielsweise die nochmalige Teilnahme 
als Geldgeber_in oder die Zusammenarbeit 
mit der betreffenden Hochschule in der For-
schung zur Disposition gestellt wird, wenn die 
Auswahl der zukünftigen Stipendiat_innen 
nicht wunschgemäß erfolgt. Wirft man einen 
Blick auf die Statements einiger Stifter_innen 
von Deutschlandstipendien am KIT, wird auch 
klar, wer die zukünftigen Stipendiat_innen 

Aufsichtsratsvorsitzender und Großaktionär 
der BMW AG, ist beispielsweise der Meinung, 
dass “die Verfügbarkeit von exzellent ausgebil-
deten Naturwissenschaftlern und Ingenieu-
ren entscheidend für die Zukunft des Indus-
triestandortes Deutschland [ist].” [14]. Herrn 

-
stipendium vor allem MINT-Studienrichtun-
gen als förderungswürdig zu erachten, denn 
das Deutschlandstipendium dient ihm insbe-
sondere zur Behebung des vielbeschworenen 
Fachkräftemangels. Es stellt sich die Frage, ob 
die Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf 
festgeschrieben hat, dass die Deutschlandsti-
pendien allen Studienrichtungen gleicherma-
ßen zugute kommen müssen oder ob priva-
te Geldgeber_innen ihre Förderung an die 

Rückenwind für Talente
Unser Angebot

 Stipendien und ideelle Förderung 

 Foren zum interdisziplinären

 Austausch 

 Zugang zu unserem Netzwerk im

 In- und Ausland

 Alumni-Programm, Mentoring

Unsere Erwartungen

 Besonders gute Schul- und 

 Studienleistungen

 Gesellschaftliches Engagement 

 und politisches Interesse

 Unterstützung der Ziele der

 Heinrich-Böll-Stiftung
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 MINT-Fächer, insbesondere 

 Umweltwissenschaften, 

 Journalismus
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 hintergrund 

 Studierende aus nicht-

 akademischen Elternhäusern
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Bevorzugung bestimmter Studienrichtungen 
koppeln können. In der Tat macht das Gesetz 
keinerlei Vorgaben, wie die Stipendien an den 
Hochschulen verteilt werden müssen. Ledig-
lich die Vergabe an die einzelnen Hochschu-
len folgt nach einen Schlüssel, der sich an den 
Studierendenzahlen orientiert [2]. Am KIT 
entscheiden die beiden Präsidenten darüber, 
wieviele Stipendien die jeweiligen Fakultäten 
vergeben dürfen [15]. Derzeit werden die Sti-
pendien gemäß den Studierendenzahlen auf 
die einzelnen Fakultäten verteilt [16]. 

Während in Karlsruhe alle verfügbaren 
Stipendien vergeben werden konnten, zeigt 
sich an anderen Hochschulen ein vollkom-
men anderes Bild. In Regionen, in denen kei-

sind, oder an Universitäten, deren Schwer-
punkt nicht auf Ingenieurs- oder Naturwis-
senschaften liegt, zeigen sich Probleme bei 
der Einwerbung der privaten Mittel für die 
Deutschlandstipendien, so dass oftmals nicht 
alle verfügbaren Stipendien vergeben werden 
konnten [17]. Einige Förder_innen aus der 
Wirtschaft treibt aber nicht nur eine abstrak-
te Sorge um einen Mangel an Ingenieur_in-
nen und Naturwissenschaftler_innen an, son-
dern auch der ganz konkrete Wunsch nach 
staatlich subventionierter Nachwuchsförde-
rung. So begründet Dr. Karl-Heinz Schrödl, 
Direktor der Zentralabteilung Mitarbeiter der 
Robert Bosch GmbH, die ebenfalls Stipendi-
at_innen am KIT fördert, das Engagement sei-
nes Arbeitgebers mit den folgenden Worten: 
”Unsere Nachwuchsförderung bauen wir im 
Rahmen des Deutschlandstipendiums weiter 
aus und möchten junge Talente für die Mit-
arbeit in unserem Unternehmen begeistern.” 

[14]. Neben der Robert Bosch GmbH unter-
stützen auch eine Reihe anderer Wirtschafts-
unternehmen, wie BASF, Intel oder Siemens 
das Deutschlandstipendium am KIT [18]. 
Dabei geht die staatliche Unterstützung der 
Nachwuchsförderung über die gemeinsame 
Finanzierung der Stipendien und die Beteili-
gung der privaten Geldgeber_innen am Aus-
wahlprozess der Stipendiat_innen hinaus. Die 
Hochschulen tragen die Kosten des gesamten 
Auswahlverfahrens [19] und einige Hochschu-

sich darüber hinaus die Stipendiat_innen und 
ihre Förder_innen miteinander in Kontakt zu 
bringen [20]. Letztlich trägt das Deutschland-
stipendium also dazu bei, dass die Wirtschaft 

sie durch die Vergabe von Forschungsmitteln 
besitzt, nun auch noch mitentscheidet, wel-
che Studierenden vom Staat gefördert werden 
und somit ein unbeschwerteres Studium vor 
sich haben werden. Aus studentischer Sicht ist 
das Deutschlandstipendium, insbesondere in 
seiner Ausgestaltung am KIT, abzulehnen. Auf 
Initiative der Grünen Hochschulgruppe be-
schloss das Studierendenparlament am KIT in 
der letzten Legislaturperiode auch einen ent-
sprechenden Antrag [21].

CHRISTIAN ZIMMERMANN

[1] Presseinformation des KIT vom 10. Februar 2012 

[2] Gesetz zur Schaffung eines nationalen Stipendien-

-

pendien2) 

[3] weitere Informationen zu den Begabtenförderwer-

ken: stipendiumplus.de



[4] am Beispiel der Heinrich-Böll-Stiftung e.V.: bit.ly/

[5] Haushaltsplan des BMBF (2011, abrufbar unter bit.

[6] -

-

dien5)

[7] Haushaltsplan des BMBF (2011, abrufbar unter bit.

[8] 19. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks 

Seite 14

[9] Studie des Hochschul-Informationssystems (HIS) 

[10] Studie des Hochschul-Informationssystems (HIS) 

[11] Studie Eurostudent IV (2008-2011) (abrufbar un-

[12] Gesetz zur Schaffung eines nationalen Stipendien-

-

pendien2), §2 Absatz 2 Satz 3

[13] -

12stipendien9), §6 Absatz 2

[14] Statements von Förderern am KIT (abrufbar unter 

[15] -

12stipendien9), §5

[16] 

[17] 

[18] Auswahl von Förderern am KIT (abrufbar unter 

[19] Gesetz zur Schaffung eines nationalen Stipendien-

-

pendien2), §11 Absatz 2

[20] -

12stipendien9), §1

[21] Beschluß des Studierendenparlaments am KIT 



ÖFFENTLICHER NAHVERKEHR kostenlos für 
alle?

Kostenloser öffentlicher Nahverkehr für 
alle? In Tübingen will das eine Initiative in ei-
nem Modellversuch ausprobieren und wird 
vom Oberbürgermeister und einigen Ge-
meinderatsfraktionen unterstützt. Was hal-
ten Karlsruher Studierende davon? Wir ha-
ben uns auf dem Campus umgehört.

Find ich nicht gut, weil nicht alle Leu-
te den öffentlichen Nahverkehr nutzen und 
die Kosten dann wieder auf alle umgelegt 

werden. Die Leute, die ihn gar nicht nutzen, 
zahlen genauso viel wie diejenigen, die ihn 

exzessiv nutzen.
Ich sehe das Problem, dass Leute, die 

sonst das Rad nehmen oder zu Fuß unter-
-

lichkeit die Bahn zu nehmen.

Wer soll denn das bezahlen?

Der Vandalismus wird extrem zunehmen, 
wenn da jeder einfach einsteigen kann. Dann 

Verkratzer das als öffentlichen Raum anse-
hen, und das kann fatale Folgen haben und 

hohe Kosten nach sich ziehen. 

Kostenlos ist immer gut. 

Find ich gut, allerdings sollten 
die Leute, die es sich leisten können, 

trotzdem dafür zahlen. 

Dadurch, dass ein Gut umsonst angebo-
ten wird, werden die Leute es noch viel öf-

ter nutzen. Wenn jeder da einfach rein sprin-
gen darf, wird die Sache darunter leiden. Die 
volle Situation in den S-Bahnen wird dadurch 

auch nicht besser. 

Das ist eine gute Idee, aber es 
muss bezahlbar sein. Irgendwo 

muss das Geld auch herkommen. 

Die Kommunen haben eh kein Geld. Proble-
matisch ist, dass diejenigen, die einen Pkw be-
nutzen, zweimal zur Kasse gebeten werden, für 
ihre eigene Mobilität und für die Mobilität der 

anderen. Es gibt sicherlich noch Berufsgruppen, 
-

de ich es denen gegenüber unfair. 

Spontan würd´ ich auch gern zustimmen, aber 
-

nanziert wird und wie viel Aufwand betrieben 

wenn etwas kostenlos ist – es auch dementspre-
chend geschätzt wird. 



FLORIAN SOLDNER,
TOBIAS BACH

-
tenlos ist. Ist ja eigentlich nur positiv für 

die Leute. 

Nein, weil generell ir-
gendwo immer Geld-

müssen. Man muss das 
ja auch regelmäßig sa-
nieren und die Steuern 
reichen einfach für so-
was nicht, weil Steuern 
auch für andere Sachen 

verwendet werden. 

wird – könnte man sinnvol-
ler benutzen. 

ist. Ich kauf mir extra ´n Ticket für 2,20 Euro und dann 
fällt die Bahn aus oder kommt zu spät und ich komm 

nicht mal pünktlich dahin, wo ich hin möchte und muss 
einen Haufen Geld zahlen, um dann mal drei Stationen zu 
fahren. Das wär viel weniger schlimm, wenn´s kostenlos 

ist, dann würd´s mir auch nichts ausmachen. 

-
litische Forderung, die beim Wähler gut ankommt, 

aber – wenn es hart auf hart kommt – nicht umsetz-
bar sein wird. Wenn, dann müsste es bundesweit 

eingeführt werden. Allerdings gibt es dann das Prob-
lem, dass es keine privaten Anbieter geben kann und 

-
völkerung die Möglichkeit hat, sich fortzubewegen 

Mobilität genauso wichtig wie die Teilhabe an Kul-
tur; Museen sollten auch gratis sein.

Eine Kostenumlegung 
wäre nicht gut.

Generell bin ich schon dafür. Ich fahre im-
mer von Heilbronn nach Karlsruhe und zahl da-

für 10 Euro (Anmerkung d. Red.: Hin und zurück 
20 Euro). Da ist es schon mal besser, wenn´s biss-

chen günstiger wird. Wenn man die Benzinpreiskos-
tenentwicklung bedenkt, wärs schon gut, wenn man 

den Nahverkehr – also Bahn und Bus – ein biss-
chen fördert. 



DEUTSCH ALS MUTTER SPRACHE?

-
schaft, in der das Geschlecht nicht ausschlag-
gebend für Stellung und Rolle ist? In der 
aktuellen Debatte versuchen manche – vor-
wiegend männliche – Diskutanten diesen 
Eindruck zu erwecken.

Aber selbst die Autorin des Buches „Dan-
ke, emanzipiert sind wir selber“ Kristina 
Schröder gibt zu, dass „Frauen hier [in der Ar-
beitswelt] deutlich schlechter gestellt“ sind 
und es „vielfältiger Maßnahmen“ bedarf.¹

Ein wichtiger Schritt in Richtung Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern wäre 
die Verwendung einer geschlechtergerechten 
Sprache. Selbst in einer progressiven Grup-
pe wie der GHG gibt es geteilte Meinungen 
zu diesem Thema. Hier meinen wir natürlich 
nicht die Gleichberechtigung an sich, son-
dern die sprachliche Umsetzung. Aber warum 
ist sie ein so wichtiger Schritt?

Unsere Sprache spiegelt unsere Gesell-
schaft wider. Männer haben die Welt be-
herrscht und deshalb ist unsere Sprache auch 
von ihnen dominiert. Dazu schreibt die deut-
sche Sprachwissenschaftlerin Luise F. Pusch²: 
„Der Mann hatte sich die Welt gedanklich so 
erklärt und geordnet und faktisch so einge-
richtet, daß sie ihm gleichförmig war, mit 
ihm übereinstimmte, kongruierte. Sie war 
Geschlecht von seinem Geschlecht gewor-
den. Von dem Mann auf der Straße über den 
Staatsmann bis zu Gott dem Herrn. […] Von 
den Heinzelmännchen über die Mainzel-
männchen bis zu den Marsmenschen. Vom 
Hampelmann über den Schneemann bis zum 
Weihnachtsmann.“

Seit Jahrhunderten versuchen sich emanzi-
pierte Frauen in einem langwierigen und oft-

mals schmerzhaften Prozess aus der männ-
lichen Unterdrückung zu befreien. Vom 
Wahlrecht über die Möglichkeit, ein Univer-
sitätsstudium aufzunehmen und abzuschlie-

ein weiter Weg. Mittlerweile klaffen reale Le-
benswelten – auch wenn Gleichberechtigung 
noch längst nicht erreicht ist – und die Spra-
che weit auseinander. 

Unsere Sprache spiegelt 

die Verhältnisse unserer 

Gesellschaft wider

Dass Sprache auch Bewusstsein schafft und 
deshalb eine gleichberechtigte Sprache not-
wendig ist, zeigen Beispiele aus der Berufs-
welt. Die Berufsbezeichnungen Sekretärin, 
Erzieherin und Krankenschwester sind übli-
cher als Sekretär, Erzieher und Krankenbru-
der. Alles Berufe, die schlechter bezahlt sind 
und ein niedrigeres Ansehen genießen als 
Ärzte, Ingenieure oder Richter, wobei hier die 
männlichen Bezeichnungen gängiger sind. 
Sprache ist kein Naturgesetz, sondern ein his-
torisch-gesellschaftliches Phänomen. Unser 
Sprachsystem stammt aus einer patriarchali-
schen Zeit. Deshalb ist es nicht nur kritisier-
bar und kann verändert werden, es ist auch 
kritik- und reformbedürftig.

Im Weiteren wollen wir anhand von Bei-
spielen verdeutlichen, wie die patriarchali-
sche Sprache als selbstverständlich hinge-

eine Sprachreform wird gerne in der Form 
„Frauen sind doch immer mitgemeint“ vor-
getragen. Aber wer möchte schon nur „mit-



die Zustände der Pissoirs des Konzerthauses“ 
hingegen meint offensichtlich nur die männ-
lichen Mitglieder des Chores. Ein aktuelles 
Beispiel aus der Welt des Internets, das zeigt, 
dass die beiden Beispiele nicht aus der Luft 

sich auf Youtube. Wer das gerade überaus be-
liebte Lied, das von fünf Menschen an einer 
Gitarre gecovert wird, sucht und auf Youtube 
mit der Eingabe „fünf m...“ beginnt bekommt 
als ersten Vorschlag: „fünf mann an einer gi-

se kommt (selbst von weiblicher Seite) kaum 
Widerspruch, wenn jedoch die rein weibli-
che Form für eine gemischte Gruppe verwen-
det wird, ist die Empörung groß. Aber warum 
sollten sich Frauen mit dem generischen Mas-
kulinum angesprochen fühlen?

Dagegen könnte eingewendet werden, 
dass es auch Beispiele gibt, bei denen das 
männliche Geschecht „mitgemeint“ wird. 
Zum Beispiel die Katze, die auch gleichzeitig 
den Kater miteinschließt. Welches Geschlecht 

Über die Notwendigkeit der  Überwindung des 
Patriarchats in unserer Sprache

gemeint“ sein? Und warum sollten Frauen bei 
jedem Satz nachdenken müssen, ob sie mitge-
meint sind oder nicht?

Pusch unterscheidet in diesem Zusammen-
hang zwischen Bestimmt-Menschen (Männer) 
und Vielleicht-Menschen (Frauen). Beispiels-
weise sind in dem Satz: „Die Sänger des Uni-
chores glänzen mit ihren Bass- und Sopranso-
li“ Männer und Frauen gemeint, der Satz: „Die 
Sänger des Unichores beschwerten sich über 

tarre“ angeboten. Ein Klick auf das entspre-
chende Video lässt unschwer erkennen, dass 
an der Gitarre eine Frau und vier Männer mu-
sizieren.

Bei ersterem Beispiel ist die sprachli-
che Vernichtung der Frau zu erkennen. Egal 
wie das Geschlechterverhältnis in der Grup-
pe aussieht, d.h. auch wenn deutlich mehr 
Frauen in der Gruppe sind als Männer, taucht 
die weibliche nicht auf. Überraschenderwei-



als Archilexem verwendet wird ist nur auf den 
ersten Blick wertfrei und vorurteilslos. Aber 
interessanter Weise scheint es bei Tierbezeich-
nungen eine Systematik zu geben.

TIGER/Tigerin; HUHN/Hahn; LÖWE/Lö-

Erpel; BÄR/Bärin; KUH/Stier, Ochse; LEO-
PARD/Leopardin²

Wie wir sehen können, wird bei den Nutz-
tieren das „nützlichere“ (eierlegende, milch-
gebende) Geschlecht als Archilexem ver-
wendet, bei den Raubtieren das „starke“ 
Geschlecht. „Zum Archi[lexem] wird also an-
scheinend das jeweils Wichtigere, Größere, 
Positivere.“³ Übertragen auf den Menschen 
würde das bedeuten, dass der Mann genau 
dies verkörpert.

Die sprachliche Abwertung des Weiblichen 
zeigt sich nicht nur in der Wahl der Archile-
xeme, sondern auch in der Reihenfolge der 
Geschlechter, die die Rangordnung symboli-
siert. Er, sie, es – Herr und Frau – Bruder und 
Schwester: weiblich gleich Zweitrangig.

Selbst in einer Erklärung, in der die 
Gleichheit aller Menschen als höchstes Ziel 

-
rung der Vereinten Nationen, wird im glei-
chen Artikel mit dem Begriff „Brüderlichkeit“ 
ein Geschlecht ausgeschlossen.4 Wir hoffen, 
dass alle „Schwestern“ in diesem Artikel „mit-
gemeint“ sind, klargestellt werden könnte das 
aber besser, indem der Begriff „Geschwister-
lichkeit“ verwendet werden würde.

Mann mag entgegnen, das selbst Frauen 
sich an der maskulinen Sprache nicht stören 
und sie selbst unkritisch anwenden und des-
halb auch kein Problem damit haben können. 
Doch wird allen Kindern – egal ob männli-

chen oder weiblichen Geschlechts – von Kin-
desbeinen an genau diese Sprache einge-
bläut. Wir lernen, uns an die grammatischen 
Regeln zu halten und bestimmte „schmutzi-
ge“ Begriffe nicht zu verwenden, werden aber 
nicht dazu erzogen, die Sprache kritisch zu 

-
bares „Naturgesetz“ vorgesetzt wird. Deshalb 
sollten wenigstens Frauen damit beginnen, 
das Maskulinum nicht mehr auf sich selbst an-
zuwenden. 

Unterscheidung zwischen 

Bestimmt-Menschen: Män-

nern und Vielleicht-Men-

schen: Frauen

Deshalb muss in erster Linie bei der Erzie-
hung angesetzt werden um den Kindern ei-
nen kritischen Umgang mit ihrer Sprache zu 
befördern. Dennoch entbindet uns das nicht 

-
tieren und reformieren und geschlechterge-
recht zu gestalten.

gegen eine gegenderte Sprache angeführt 
-

Aber bei elementaren Menschenrechten, wie 
der Gleichbehandlung von Frauen und Män-
nern, dürfen Eleganzerwägungen und „öko-
nomische“ Überlegungen keine Rolle spielen.

Wie kann nun also die Sprache geschlech-
tergerecht umgebaut werden?

Im Regelfall wird von Menschen, die sich 
der Problematik bewusst sind, das Anhängsel 
-in in irgendeiner Form wie StudentIn (Bin-
nen-I) oder Student_in (Gender-Gap) oder 



Student*in (Gender-Kristal) verwendet. Dies 
ist wiederum ein gutes Beispiel dafür, wie pa-
triarchalisch unsere Sprache von den realen 
Verhältnissen, in denen die Frauen lange Zeit 
lediglich das Anhängsel der Männer war, ge-
prägt ist.

Pusch schlägt eine Lösung für dieses Pro-
blem vor, indem einfach der Grundform 
Student der weibliche Artikel die vorange-
stellt wird. Damit würden auf lange Sicht die 
Grundformen einen Bedeutungswandel er-
fahren und nicht mehr nur als männlich, son-
dern als geschlechtsneutral wahrgenommen 
werden. Diese Beinahelösung zieht aber ein 
weiteres Problem mit sich, das in der Plural-
form in Erscheinung tritt. Im Fall von die Stu-
denten lässt sich nicht entscheiden ob damit 
die rein männliche oder die geschlechtsneut-
rale Variante gemeint ist.

Deshalb wollen wir wieder auf die An-
hängselvariante zurückkommen und sie nä-
her diskutieren. Ein besonderer Vorteil ge-
genüber Binnen-I bieten die Varianten 
Gender-Gap und Gender-Kristal dahinge-
hend, dass sich damit auch Menschen, die 
sich nicht in den Kategorien männlich und 

angesprochen fühlen. Wann immer es mög-
lich ist, sollte dem tatsächlich geschlechtsneu-
tralen Gerundium Studierende der Vorzug ge-
geben werden.

Doch warum dieser ganze Aufwand?
Sprache ändert unser Bewusstsein, Be-

wusstseinsänderungen sind notwendig um 
Realitäten zu ändern. Allein eine Änderung 
der Sprache ist natürlich noch nicht ausrei-
chend, aber trotzdem notwendig, um gesell-



Du solltest aufhören, all die abenteuerlichen 
Erzählungen über die Taten der Frauen zu le-
sen, und dich lieber in Jünglingsromane ver-
tiefen. Dabei bekommst du viel realistischere 
Vorstellungen. Außerdem ist das kein richti-
ger Mann, der zur See fahren will.“

„Aber die meisten Seefrauen, die ich ken-
ne, haben doch auch Kinder.“

„Das ist doch etwas ganz anderes! Eine 
Mutter, Petronius, kann nie Vaterstelle bei ei-
nem Kind vertreten.“

Seine Schwester lachte gemein. Sie war an-
derthalb Jahre jünger als er und ärgerte ihn 
immer. „Haha! Ein Mann soll Seefrau werden? 
Denkste!“ Neunmalklug fügte sie noch hinzu, 
daß der Widersinn doch schon in den Wör-
tern liege. „Eine männliche Seefrau! Der blö-
deste Ausdruck seit Wibschengedenken. Ho, 
ho! Vielleicht solltest du Schiffsjunge werden? 
Oder Zimmermann? Oder Steuermann?! Ich 
lach‘ mich tot.“ 

HANNAH ULLRICH,
SAMUEL KARRER

[1] kristinaschroeder.de

[2] Luise F. Pusch: Das Deutsche als Männersprache, 

Frankfurt a. M. 1984

[3] ebenda

[4] Art. 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschen-

rechte der Vereinten Nationen: „Alle Menschen 

sind frei und gleich an Würde und Rechten gebo-

ren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt 

und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit 

begegnen.“

[5] Gerd Brantenberg: Die Töchter Egalias - Ein Roman 

über den Kampf der Geschlechter, Oslo 1977

schaftliche Veränderungen anzuerkennen 
und voranzutreiben.

Um besser zu verstehen, wie durch und 
durch männlich geprägt unsere Sprache ist, 
lohnt es, sich einmal das genaue Gegenteil 
vor Augen zu führen. Die Autorin Gerd Bran-
tenberg tut genau dies in ihrem Buch „Die 
Töchter Egalias“, dessen Handlung in einem 
Matriarchat spielt:5

„Schließlich sind es noch immer die Män-
ner, die die Kinder bekommen“, sagte die Di-
rektorin Bram und blickte über den Rand der 
Egalsunder Zeitung zurechtweisend auf ihren 
Sohn. Es war ihr anzusehen, daß sie gleich die 
Befrauschung verlor. „Außerdem lese ich Zei-
tung.“ Verärgert setzte sie ihre Lektüre fort, 
bei der sie unterbrochen worden war.

„Aber ich will Seefrau werden! Ich nehme 
-

derisch.
„Und was glaubst du wohl, wird die Mut-

ter des Kindes dazu sagen? Nein, mein Lieber. 
Es gibt gewisse Dinge im Leben, mit denen 

-
tären Gesellschaft wie der unseren können es 
nicht alle Wibschen gleichhaben. Es wäre zu-
dem tödlich langweilig. Grau und trist.“ „Es 
ist viel grauer und trister, nicht werden zu 
dürfen, was dam will.“

„Wer hat denn gesagt, daß du nicht wer-
den darfst, was du willst? Ich sage nur, du 
sollst realistischer sein. Keine kann das Ei es-
sen und zugleich das Küken haben wollen. 
Bekommst du Kinder, so bekommst du Kin-
der. Hör mal zu, Petronius. In meiner Jung-
mädchenzeit hatte ich auch eine Menge hoch-

wollte. Seefrauenromantik. Daran leidest du. 
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ENERGIEWENDE 2.0 !?

Vor gut einem Jahr verkündete Angela Mer-
kel in ihrer Regierungserklärung „Der Weg zur 
Energie der Zukunft“, wie der Ausstieg aus der 
Kernkraft und der erneute Einstieg in die Er-
neuerbare Energie unter der schwarzgelben 
Regierung erfolgreich gelingen kann. Vor al-
lem der massive und schnelle Ausbau der 
Stromnetze und die Förderung von Offshore-
Windenergie sollten den Plan zum Erfolg füh-
ren. [1]

Die großen Vorhaben der Regierung sind 
bisher nur heiße Luft geblieben. Der Netzaus-
bau kommt schleppend voran. Merkel stell-
te selbst fest, dass der Ausbau bei „vielen Pro-
jekten im Rückstand“ liegt [2]. Peter Altmaier, 
der neue Umweltminister, spricht heute von 
einem wiederholten „Neustart“ nach 2011 
bei der Energiewende und konstatiert, dass 
sich in den verantwortlichen Positionen „vie-
le noch keine Rechte Vorstellung machen“ 
wie der Netzausbau in Deutschland klappen 
kann [3].

Das Problem der Netzerweiterung ist 
schon seit einigen Jahren bekannt, doch 
durch die uneinheitliche und nicht stringen-
te Energiepolitik der letzten Jahre blieben vie-
le Projekte für den Netzausbau liegen. Be-
sonders der Ausstieg aus dem Atomausstieg 
rückte die Erneuerung der Netze in den Hin-
tergrund und bremste die Investitionen in Er-
neuerbare Energien und deren Infrastruktur 
massiv. Ohne die letzten drei Jahre und mit 
dem alten Zeitplan des Erneuerbaren Energi-
en Gesetz von 2004 wäre die Energiewende in 
Deutschland deutlich weiter. Trotz dieser Tat-
sache brüsten sich die Regierungspolitiker da-
mit, die Energiewende 2011 eingeleitet zu ha-
ben. Es bleibt jedoch fraglich von einer Wende 

zu sprechen, wenn bereits ein Jahr vor de-
ren vermeintlichem Eintritt 16,6% der Strom-
erzeugung von Erneuerbaren Energien ge-
deckt wurde [4]. Die ersten wichtigen Schritte 
der Energiewende fanden im Jahre 2000 mit 
dem „Atomkonsens“ und dem anschließen-

-
ten Anstieg der Erneuerbaren am Strommarkt 
führten [5]. In aktuellen Berichterstattungen 
wird diesem Zusammenhang jedoch kaum Be-
achtung geschenkt.

Weitere Gründe für die zu langsame Erwei-
terung der Netze und der schnelleren Umge-
staltung der Energielandschaft sind die feh-
lenden Anreize und Beteiligungen für die 
Bevölkerung aber auch das Blockieren eini-
ger Netzbetreiber [6]. Bürgerproteste gegen 

fehlendem Mitspracherecht bei der Netzpla-
nung. Großprojekte von oben herunter zu 
planen und zu realisieren verursachte in der 
Vergangenheit immer erhebliche Zeitverzöge-
rung bei der Verwirklichung und zugleich Un-
mut bei den betroffenen Bürgern. Stuttgart 21 
sollte für die Politiker ein mahnendes Beispiel 
sein.       

Doch ausgerechnet die fehlende Beteili-
gung widerspricht sich mit der ursprüngli-

die erstmals vom Öko-Institut in den 80er Jah-
ren formuliert wurde. Sie beinhaltet eine De-
mokratisierung der Energiegewinnung, d.h. 
mehr Beteiligung der Bevölkerung an der 
Stromerzeugung aus regenerativen Energien. 
Dies kann beispielsweise durch Bürgerwind-
parks oder indirekt über kommunale Stadt-
werke, an denen die Bürger mitbeteiligt sind, 
erreicht werden. Ziel ist es das Oligopol der 



vier großen Stromkonzerne aufzubrechen und 
damit Preisabstimmungen für Strom zu ver-
hindern. [5]      

Gerade hier handelt die Regierung am 
deutlichsten dem Sinne der eigentlichen Ener-
giewende zuwider. Anreize für die Bevölke-
rung hat sie bisher keine geschaffen. Vielmehr 
wurden die Förderungen für Solarenergie An-
fang dieses Jahres sogar gekürzt [7]. Auch För-
derungen für umweltfreundliche Gebäudes-

hohes Potenzial zur Einsparung von Strom 
und Wärme haben und schnell realisierbar 
sind, sind bisher nicht vorgesehen. 

Die aktuelle Regierung behin-

dert eine wirkliche Energie-

wende

Ein weiterer und bedeutender Punkt ist 
das Vorantreiben einer dezentralen Energie-
erzeugung. Anstatt wenige große Kraftwerke, 
wie Atom- und Kohlekraftwerke, sollen über-
all kleine Energieanlagen verteilt stehen. Dies 
steigert die sowohl die zuvor beschrieben 
Bürgerbeteiligung und erhöht gleichzeitig 
die  Versorgungssicherheit durch Großausfäl-
le. Zudem bietet es die Möglichkeit, wie bei-
spielsweise bei Kraft-Wärme-Kopplung, Ener-

Dass die schwarz-gelbe Regierung über-
wiegend die Förderung der Offshore-Wind-
energie vorantreiben will, scheint zunächst im 
Sinne der Energiewende. Doch allein auf Er-
neuerbare Energie zu setzen, reicht nach der 

Investorenlisten für Offshore-Windenergie be-
-

ne[8]. Das bringt weder die Bürgerbeteiligung 
voran, noch die geforderte Dezentralität. Für 
die zukünftige Stromversorgung aus Regene-
rativen Energien wird die Offshore-Windener-
gie benötigt werden, doch momentan beste-
hen durch extreme Witterungsbedingungen 
und komplizierte Netzanbindungen techni-
sche Herausforderungen, die zu hohen zusätz-
lichen Kosten führen. Um die Energiewende 
in ihrem ursprünglichen Sinne voranzutrei-
ben, müssten zunächst die Potenziale an Land 
genutzt werden. Diese besitzen darüberhin-
aus noch ein großes Potenzial nach oben, vor 
allem die Onshore-Windenergie, die nach Be-
rechnungen bis zu 65% des deutschen Strom-
bedarfs langfristig decken können [10]. 

Warum jedoch werden hierfür keine Anrei-
ze geschaffen? Die Vorteile liegen klar auf der 
Hand. Sie sind schneller realisierbar. Sie för-
dern die Beteiligung der Bevölkerung und da-
mit die Akzeptanz. Und einige Probleme der 
Netzanbindung von Nord nach Süd können 
damit schneller gelöst werden. Das Fehlen all 
dieser Anreize verdeutlicht vielmehr, dass die 
aktuelle Regierung keine Energiewende be-
treibt. Dafür müssten sie erst ihre Wirtschafts-
freundlichkeit gegenüber großen Energiever-
sorgern aufgeben, was vielen Unions- und 
FDP-Politkern widerstrebt. 

Die großen vier Strombetreiber haben 
dem Umstieg auf die Erneuerbaren Energi-
en zu Beginn des Jahrhunderts verschlafen. 
Sie verfolgten lieber die Strategie ihren alten 
Kraftwerkspark, der überwiegend aus Atom- 
und Kohlekraftwerken besteht, beizubehal-
ten und durch gute Lobbyarbeit den Atomaus-
stieg rückgängig zu machen [11]. Dies gelang 
ihnen auch 2010 hervorragend, doch das Er-



eignis von Fukushima konnte niemand vor-
hersehen. Der wiederholte Ausstieg versetzt 
E.ON, RWE, EnBW und Vattenfall erneut in 
die missliche Lage, nicht genügend für eine 
Umgestaltung des Energiesektors gerüstet zu 
sein. Viele Stadtwerke und Bürgergenossen-
schaften hatten schon seit Jahren in Projek-
te von Erneuerbaren Energien investiert und 
nahmen damit den großen Konzernen kon-
tinuierlich Marktanteile ab. Um diesen Rück-
stand in der Positionierung aufzuholen bie-
ten sich Großprojekte beispielsweise in Form 
von Offshore-Windparks, wie sie die aktuelle 

-
nanziellen Mittel dafür besitzen nur Großin-
vestoren. Doch ausschließlich auf diese noch 
riskante und unsichere Technik zu setzen, er-

höht auch die Möglichkeit eines Verzögerns 
und verschafft den Konzernen weiter Zeit. 

Auch die aktuelle und einseitig geführte 
Kostenfrage der Energiewende bewirkt nur 
die Diskreditierung des Projekts in der brei-
ten Bevölkerung und nimmt damit den Druck 
von der Regierung ab, die Umstellung beherz-
ter voranzutreiben. 

Insbesondere die EEG-Umlage steht aktu-
ell im Blickpunkt der regierenden Politiker 
und Medien und gilt als Verursacher für die 
steigenden Strompreise. Die Umlage bezif-
fert die Mehrkosten, die von den EEG-Strom 
aufnehmenden Netzbetreibern den Übertra-
gungsnetzbetreibern für Strom aus Erneuer-
baren Energien berechnet werden [12]. Dabei 
verursacht sie gerade einmal nur einen Anteil 
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durch die Umstellung der Produktion 
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von 8% der Stromkosten und kann den per-
manenten Anstieg der Strompreise zwischen 
2000 und 2010 von 14,3 auf 23,9ct/kWh nicht 
hauptsächlich verursachen. Das Bundeswirt-
schaftsministerium kam 2010 in einer Studie 
darauf, dass hierfür die steigenden Energie-
preise, für Öl, Kohle und Gas, auf den inter-
nationalen Rohstoffmärkten verantwortlich 
sei. Trotz dessen, bleibt der Vorwurf bestehen, 

ge eine EEG-Umlage von 3 Cent vollkommen 
ausreichen. [14]

Auch dieser weitere Punkt bezüglich der 
EEG-Umlage wird in der aktuellen Diskussion 
von Wirtschaft und Politik gerne vernachläs-
sigt. Vielmehr wird betont, dass sie sich über 
die „sachliche Auseinandersetzung“ bezüglich 
der tatsächlichen Kosten der Energiewende 
freuen. Tatsächlich wird es erst möglich sein, 

Ökostrom sei Verursacher der andauernd stei-
genden Stromkosten[13]. 

Laut Netzagentur beträgt die Umlage zur-
zeit 3,6 Cent pro Kilowattstunde. Gleichzeitig 
kritisiert sie, dass einige hundert Firmen von 
dieser Umlage durch die Regierung befreit 
wurden. Für die so genannten stromintensi-
ven Unternehmen ergaben die Berechnun-
gen, dass diese ungefähr 18% des deutschen 
Stroms verbrauchen und dafür lediglich 0,3 %  
der gesamten Umlage bezahlen. Müssten sie 
die Umlage regulär zahlen, würde demzufol-

eine sachliche Diskussion über die Energie-
wende zu führen, wenn die vorher genannten 

-
werkstypen und Stromerzeuger mit vergleich-
baren Bewertungskriterien beurteilt werden. 
Hierfür nur den Strompreis als Indikator zu 
nehmen, ist nicht ausreichend.

Erneuerbare Energien zeichnen sich durch 
eine transparente Kostenaufstellung aus. Die 
EEG-Umlage beispielsweise bildet eine direkte 
Subvention, die für jeden Bürger verständlich 
und durch die Stromrechnung ersichtlich ist. 
Der große Unterschied bei konventionellen 

Abbildung 1: Staatliche Förderungen von 1970-2010 in Mrd. Euro (real);  Quelle: FÖS-Studie[15]



Energieträgern ist jedoch deren verhältnismä-
ßig großer Anteil an indirekten Subventionie-
rungen, die sich aus Finanzhilfen und Steuer-
vergünstigungen ergeben. Diese werden nicht 

über den Staatshaushalt.
In der 2011 veröffentlichten und ausführ-

lichen Studie vom FÖS wurden für den Zeit-
raum von 1970 bis 2010 alle Subventionen, 
sowohl die direkten als auch indirekten, die 
an die einzelnen Energieerzeugern gezahlt 
wurden, aufgelistet. Wie in der Abbildung 1 
zu sehen hat Steinkohle mit 288 Mrd. Euro 
die größten staatlichen Förderungen erhalten, 
gefolgt von Atomenergie mit 196 Mrd. und 
Braunkohle mit 67 Mrd. Erneuerbare Energi-
en fallen mit 39 Mrd. eher gering ins Gewicht, 
allerdings werden hier über die Hälfte der 
Subventionen über die EEG-Umlage bezahlt, 
also über den Strompreis. Für den Bürger ent-
steht folglich der Eindruck, dass Erneuerbare 
Energien teurer sind und als einzige Subventi-
onen erhalten.[15]

Werden zusätzlich zu den staatlichen För-
derung die externen Kosten, wie zum Bei-
spiel Umweltschäden durch den CO2-Aus-
stoß oder der Einsatz von Chemikalien bei 

der Rohstoffgewinnung, mitberücksichtigt 
ergeben sich deutlich höhere Strompreise 
für Atom-, Stein- und Braunkohle. In Abbil-
dung 2 sind die sich dafür ergebenden Prei-
se angegeben. Es zeigt sich, dass bereits jetzt 
Windkraft an Land und Wasserkraft deutlich 
günstiger sind als die konventionellen Ener-
gieerzeuger. Einzig Photovoltaik ist teurer, 
doch wird diese Technologie durch techni-
sche Weiterentwicklung und Produktions-
kostensenkungen nach Schätzungen ab 2019 
ebenfalls günstiger sein als fossiler Strom. 

Diese Thematik wird in der öffentlichen 
Diskussion viel zu oft verschwiegen und be-
hindert eine transparente und ehrliche Dis-
kussion.

Der Kommentar von Bundespräsident 
Gauck, die Energiewende könne „nicht [al-
lein] mit planwirtschaftlichen Verordnungen 
[gelingen]. Wohl auch nicht mit einem Über-
maß an Subventionen“, verstärkt den Ein-
druck, dass die öffentliche Diskussion von 
Personen ohne das nötige Fachwissen ge-
prägt werden [16]. Der Beifall des Bundes-
wirtschaftsministers für Gaucks Rede be-
kräftigt diese Annahme. In Anbetracht der 
immensen Subventionen, erscheint die 

Abbildung 2: Gesamtgesellschaftliche Kosten der Stromerzeugung im Jahr 2010;  Quelle: FÖS-Studie[15]



Angst vor der Planwirtschaft im Energie-
markt von Seiten der CDU und FDP  para-
dox. Noch widersprüchlicher ist die Forde-
rung von Planungssicherheit für den Betrieb 
von Großkraftwerken durch die namenhaf-
ten Energieversorgungsunternehmen. Denn 
Planungssicherheit ist in der Theorie der 
Marktwirtschaft nicht vorgesehen.

Um die Diskussion über die Energiewen-
de auf eine sachliche und konstruktive Ebe-
ne zu führen, dürfte der Fokus nicht allein 
auf die Erneuerbaren Energien und deren 
vermeintlichen Mehrkosten durch die EEG-
Umlage gerichtet sein, sondern muss auch 
die anderen Kraftwerkstypen mit deren Kos-
ten und Schäden einschließen. 

Durch Erneuerbare Energien vermiede-
ne Umweltschäden verhindern in Deutsch-
land jährlich Kosten von mindestens 8 Mrd. 
Euro. Mit steigendem Anteil der Regenerati-
ven wächst auch das Einsparungspotential 
kontinuierlich wodurch die Kosten für den 
Netzausbau über die nächsten zehn Jahre 
leichter zu rechtfertigen ist. Darüber hinaus 
werden durch den Ausbau der regenerati-
ven Energien die Abhängigkeiten von Roh-

von Rohstoffverknappung immer teurer wer-
den. Folglich entstehen höhere Produktions-

die wiederum eine Erhöhung des Stromprei-
ses bewirken.[5] 

das macht Sinn

Filiale Stuttgart 



Eine richtig umgesetzte Energiewende 
bietet für die Bevölkerung immense Vorteile. 
Steigende Transparenz der Stromerzeugung 
und wirtschaftliche Partizipation unterlau-
fen Preisabsprachen unter den großen Stro-
manbietern. Desweiteren  werden indirekte 
Subventionen der konventionellen Energie-
träger vermieden und zu guter Letzt die Um-
welt geschont. Gelingt es, dies der öffentli-
chen Wahrnehmung zu vermitteln, besitzt 
die Regierung keine Ausrede mehr, mit der 
Fortführung der bürgerbeteiligten Energie-
wende zu zögern. 

KAY SCHÄFER

[3] Spiegel Online Video: „Energiewende: Umweltmi-

nister Altmaier verspricht neuen Schwung“

[4] Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: 

[6] Frontal 21; Fernsehbericht vom 5.6.2012

[13] Germanwatch; Studie „Warum sich die Energie-

wende rechnet“, Mai 2012

[15] FÖS; Studie „Was Strom wirklich kostet“, April 2011



-
xicanos actualmente es el de las futuras elec-
ciones del 1° de julio para elegir un nuevo 
presidente, el cual representará los intere-
ses del país entero durante un nuevo peri-
odo de 6 años.

-
-
-

México”, la cual integran el Partido Revoluci-
onario Institucional y el Partido Verde Ecolo-

-
-

mocrática, el Partido del Trabajo, y el Movi-
miento Ciudadano los representa el ya una 

-
dor, y por ultimo al partido Nueva Alianza lo 

Finalmente, este pasado 6 de mayo se 

los candidatos, me gustaría en este espacio 
hacer un contraste de las propuestas (muy 

-

-
cipal punto de apoyo en el cual se basa el dis-
curso de Andrés Manuel, o “el peje”, un tono 

-
te los últimos años, resaltando lo podrido de 
nuestro sistema político y alentando el voto 

el poder y supieron aprovecharse de él. Du-
rante todo el debate, no importando cual fu-
era la pregunta, ese fue su argumento.

en su discurso fue la de rescatar al campo, 
bajar el precio de energéticos (dícese die-
sel, gasolina y electricidad), así como elimi-
nar monopolios. En el campo de la educa-

fuera de la universidad pública. En segundo 

hizo dos propuestas muy importantes, la de 
impuestos progresivos y la de un seguro so-
cial universal.

La primera a discutir es la de los impues-
tos progresivos. Durante mucho tiempo en 
México hemos tenido la gran injusticia de 

-
camente logran evadir muchos de sus impu-

La segunda es la del seguro social univer-
sal, con la cual nos pondríamos en igualdad 
médica con las potencias más grandes del 
mundo, como Francia o Inglaterra.

conveniente fue la de darle mayor presupu-

encuentra claramente podrida no mejorará 

-

candidata se basa primordialmente en un 
discurso dirigido a las mujeres y madres, las 
cuales se encuentran preocupadas en estos 

sus principales propuestas van encaminadas 

YA CASI ES 1° DE JULIO, Y TÚ, ¿ESTÁS INFORMADO?



policía nacional con disciplina militar para 

-
mado a esta policía. Así mismo, creará un sis-

-

de los ciudadanos.
Además, eliminará el fuero político y ot-

orgará la máxima pena a políticos corrup-

famosos “plurinominales” los cuales sola-

más votos en sus propuestas, sin estar ver-
daderamente del lado de la gente. Por últi-

-

siempre. Se propone atacar la sobrepoblaci-

de alta seguridad para los criminales de alta 
peligrosidad y por otro lado hacer una alian-
za de cárceles público-privadas para los cri-
minales menores. Para mejorar el poder ju-

de la mejora en el servicio público eliminará 

gases contaminantes al mismo tiempo.

-
tales, eliminando las municipales, las cuales 
en verdad son un dolor de cabeza y, como el 

produzcan injusticias.
Su propuesta de hacer del internet y ban-

da ancha un derecho no me parece tan atina-
do en un país en el cual la única forma de 

conseguir internet es por medio de una de 
las empresas más rica y de mayor monopo-
lio en el mundo.

con lo cual además otorgará empleo a much-

hagan inversiones privadas.
-

eron las propuestas, vistas de una forma críti-

sin dejarnos llevar por estandartes políticos. 

representantes.

representará durante 6 años, hará valer sus 
propuestas y se encargará de manejar al país 

-
-

-

manifestaciones sí funcionan, siempre y cu-
ando sean llevadas a cabo por las razones 

es el bien común.

ARTURO HERNÁNDEZ MORA

Die deutsche Übersetzung findet Ihr auf un-

serer homepage www.ghg-karlsruhe.de





Über Ressourcenverbrauch und 
unternehmerische FreiheitFRÜCHTE DER SORGLOSIGKEIT  

„Die städtische Kläranlage arbeitet güns-
tiger, wenn ich mein Popapier nicht in die 
Schüssel, sondern in einen getrennten Pa-
pierbehälter daneben werfe. Obwohl ich 
das in der ersten Zeit für unmöglich hielt 
riecht es kein bisschen.“ Sagt Max Ökol, 
Mitglied des Förderbundes freie Abfallwirt-
schaft, der nach seinem Studium der Be-
triebswirtschaftslehre mit Vertiefung Touris-
musmanagement bei der Hotelkette Parriots 
in der Bewertung neuer Standorte tätig wur-

-
ten Umsetzung systemgerechter Verhaltens-
weisen auf unruhige Blicke gestoßen. Nicht 
nur als er im Schulrat das Rauchverbot für 
die „Verstümmelung“ des Schulbiotops ver-
antwortlich macht, sondern auch als er in 
der Uni Hinweiszettel mit der Aufschrift „Zu-
tritt zum Hörsaal nur mit Schal - innere Wär-
me für den Klimaschutz“ verteilt. Mit der Zeit 
lernt er mit den Reaktionen derer zu leben 
die seine „Verbesserungen“ zunächst als re-
alitätsfremd und freiheitsberaubend emp-

„Marktverzerrer“ genannt und kommt so auf 
die Idee, sie mit ihren eigenen Waffen zu 
schlagen. Dazu gründet er im Urlaubssemes-
ter das Unternehmen „Payperback“, welches 
Toilettenpapier sammelt und an Blockheiz-
kraftwerke verkauft. Das Verständnis seiner 
Freunde gewinnt er mit dem ersten Jahresab-
schluss. „Warum sollen die Bürger dafür zah-
len, dass mit dem Abwasser wertvolle Stoff-
ströme verloren gehen?“, fragt er heute in 
öffentlichen Einrichtungen und erklärt dabei 
den doppelten Nutzen der Teilnahme. Zu-
nächst bekommen die Teilnehmer eine Ver-
gütung und auf lange Sicht sinken die Kos-

ten der Abwasserbehandlung, welche als Teil 
der Wasserkosten von den Stadtwerken ab-
gerechnet werden.“ Aber mit einer Idee ist 
es natürlich nicht getan. Um das Geschäfts-
modell zu testen, arbeitet er zunächst in ei-

-
dienstleistungen auch den Klopapierrück-
nahmeservice an, der sich aufgrund vieler 
umweltbewusster Klobesucher großer Be-
liebtheit erfreut. Überraschenderweise ent-
spricht seine Geschichte den theoretischen 
Grundlagen, denn die soziale Marktwirt-
schaft ist die Gesamtheit der Einrichtungen 
und Tätigkeiten zur planvollen Deckung 
menschlicher Bedürfnisse. Mittlerweile 
bringt die anfänglich nachhaltig motivierte 
Idee bare Münze.

Im Wesentlichen zeigt diese Geschichte, 
dass es kulturelle Angewohnheiten gibt, die 
keinerlei kulturellen Wert haben, aber Wohl-
stand verbrauchen. So wird in diversen Län-
dern Toilettenpapier neben dem Klo in einen 
Mülleimer geworfen. Nicht nur in der Hütte 
auf dem Land, sondern auch beim Discobe-
such, bei Freunden, beim Friseur, im Inter-
netcafé, im Allgemeinen und wahrscheinlich 
auch in den Flitterwochen oder in Kranken-
häusern. Weil es nicht als notwendig erachtet 
wird das Klopapier in die Schüssel zu werfen 
und damit der Allgemeinheit weitere Kosten 
der Abwasserreinigung aufzuladen.

Der Erfolg von Max Ökol‘s Geschäftsmo-
dell ist auch erklärbar in Anlehnung an den 
als tragedy of the commons bekannten Ef-
fekt. Wenn ein Marktteilnehmer vor der Wahl 
steht seine Einnahmen zu vergrößern, aber 
dabei einen geringen negativen Effekt für 



sich (Grenzertrag) und jeden anderen zu ver-
ursachen, entscheidet dievser für die Einnah-
men. Wenn ein steigender Teil der Allgemein-
heit die gleiche Entscheidung trifft addieren 
sich die kleinen negativen Effekte zu einem 
großen Verlust für alle Marktteilnehmer. Ein 

führt das alle Markteilnehmer weniger Ge-
winn haben, wenn einer mehr Fische fängt. 
Nur selten kommt es zu diesem Effekt, und 
er ist kein wirtschaftlicher Auswuchs, son-
dern das Ergebnis von unternehmerischem 
Handeln, welchem nicht alle Auswirkungen 
seines Handelns bekannt sein kann und feh-
lender Regulierung durch den Staat, welcher 
nicht alle Effekte von zu lockeren Regeln 
vorhersehen kann. Die Regulierung besteht 
dann in der Kontrolle der Fangmengen in 
einem Gebiet, der Förderung des Ökosys-

der Toilette entsorgt. Angenommen es gäbe 
keine anderen Möglichkeiten. Alle Marktteil-
nehmer haben sich aus kulturellen Gründen 
für das Wegspülen entschieden und bezahlen 
auch dafür. Max Ökol‘s einzige Ressource ist 
also die wandelbare Vorstellung von Komfort 
um einer kulturell bedingten volkswirtschaft-
lichen Tragödie entgegenzuwirken. 

JULIUS SCHLAGENHAUF

-
schung. Die Kosten für die Regulierung wer-
den von der Allgemeinheit getragen und das 
Trauerspiel hat vielleicht ein Ende.

Als Maximierung des Nutzens ist das wirt-
schaftliche Streben von privaten Akteuren in 
der Marktwirtschaft bekannt. In unserem Bei-
spiel ist der Nutzen der Toilettenpapierbe-
nutzung in Form des Wegspülens (Komfort) 
maximiert. Als regulierte tragedy of the com-
mons verteilen sich die Gebühren der Weg-
spül-Situation von Klopapier auf alle Markt-
teilnehmer. Der Staat sammelt die Kosten für 
die Abwasserbehandlung in Form kommu-
naler Abgaben und rechnet sie in die Kosten 
der Wasserversorgung mit ein. Das ist eine 
Regulierung von privater wirtschaftlicher 
Nutzenmaximierung, die beispielsweise ver-
hindern würde, dass man seine Batterien in 



WAFFELREZEPT

Da sich unsere veganen Waffeln beim UStA-Unifest großer Beliebtheit erfreuten, wollen wir 
euch das Rezept natürlich nicht vorenthalten. Ihr werdet feststellen, sie sind eine echte Alter-
native zu „herkömmlichen“ Waffeln mit Kuhmilch und Ei. Als Beigaben eignen sich z.B. Scho-
kolade, Sahne, Puderzucker und Apfelmus, wobei erstere auch vegan (z.B. in Biosupermärk-
ten) erhältlich sind.

Ergibt ca. 12 Waffeln.
200 g  Margarine
175 g  Zucker
350 g  Mehl
350 ml Soja-Reisdrink
100 g  Tofu natur
50 g  Sojamehl
1 Pck. (8g) Vanillezucker
1 Pck. (15g) Backpulver
4 EL (ca. 60ml) Rum [alternativ Rum-Aroma in auf Verpackung angegebener Dosierung]
1,5 g   Salz

Zubereitung

Margarine im Topf schmelzen, Zucker und Vanillezucker (und Rum-Aroma falls verwendet) 
hinzufügen. Mehl, Sojamehl, Backpulver und Salz in einer Rührschüssel vermengen. Tofu mit 
100 ml Sojadrink in ein Gefäß füllen und mit dem Pürierstab glattpürieren. Alles zusammen 

-
gen. Den Teig noch 30 min. stehen lassen. Fertig! Beim Ausbacken immer das Waffeleisen mit 
Margarine/Öl bestreichen, damit die Waffel nicht anhängt.  Evtl. muss dem Teig auch noch et-
was Öl hinzugefügt werden, wenn die Waffeln zu trocken sind und außen immer anbrennen.

füllen und dann auf das Waffeleisen sprühen.

Viel Erfolg beim Ausprobieren!






